
 

Schwerpunkte der Plenarsitzung vom 3. bis 6. April
2017
 
Brexit: Parlament legt Bedingungen für Zustimmung zu
Austrittsabkommen fest  
Die Fraktionen im Parlament werden am Mittwoch in einer Debatte ihre Position für die
Verhandlungen über den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU erörtern,
kurz bevor diese beginnen. Anschließend werden sie über eine entsprechende
Entschließung abstimmen, die die wichtigsten Anliegen und Ziele des Europäischen
Parlaments während der Austrittsverhandlungen festlegt. 
 
 
Deutscher Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier hält Rede vor
dem Parlament 
Der neugewählte deutsche Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier wird auf einer
feierlichen Sitzung am Dienstagmittag eine Rede vor dem Plenum halten. Am 12.
Februar 2017 wurde er zum 12. Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutschland
gewählt. Am 19. März trat er sein Amt an. 
 
 
Medizinische Implantate: Abstimmung über schärfere
Sicherheitsanforderungen  
Am Mittwoch stimmt das Parlament über verschärfte Überwachungs- und
Bescheinigungsverfahren ab, damit medizinische Implantate wie beispielsweise
Hüftersatz oder Brustimplantate den Vorschriften vollständig entsprechen und eine
bessere Rückverfolgbarkeit gewährleistet wird. Die Abgeordneten entscheiden
ebenfalls über eine Verschärfung der Informationspflicht und der ethischen
Anforderungen für Medizinprodukte, die bei Schwangeren oder DNA-Untersuchungen
verwendet werden.
 
 
Abgasskandal: Abstimmung über Empfehlungen des EMIS-
Untersuchungsausschusses 
Am Dienstag stehen die Empfehlungen an die EU-Kommission und die
Mitgliedsstaaten zur Verbesserung der Kontrolle von Automobilherstellern und zur
Abschaffung von Gesetzeslücken zur Verhinderung weiterer Betrugsfälle bei
Emissionsprüfungen zur Debatte und zur Abstimmung. Die entsprechende Resolution
beschäftigt sich auch mit der wirksamen Durchsetzung der Gesetze zum Schutz der
Luftqualität.
 
 
Abstimmung über Roaming-Großhandelspreise: Letzte Hürde vor
Abschaffung der Roaming-Gebühren
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Am Donnerstag stimmen die Abgeordneten über eine Vereinbarung zwischen
Parlament und Rat ab, mit der die Obergrenzen für Kosten festgelegt werden, die
europäische Telekom-Unternehmen sich für die Auslandsnutzung ihrer Kunden
gegenseitig in Rechnung stellen können. Die Plenardebatte dazu findet am
Mittwochabend statt.
 
 
Abgeordnete wollen Verzicht auf Palmöl in Biodiesel ab 2020 fordern 
Die EU sollte härter gegen schädliche Umweltauswirkungen der nicht nachhaltigen
Palmölproduktion vorgehen, wie z.B. die Abholzung wertvoller Urwälder und den
Verlust von Lebensräumen für Pflanzen und Tiere vor allem in Südostasien, fordern
die Abgeordneten in einer Entschließung, die am Dienstag zur Abstimmung steht. Ab
2020 soll in der EU verkaufter Biokraftstoff keine Pflanzenöle mehr enthalten, deren
Herstellung Waldschädigung verursacht, so die Resolution. 
 
 
Debatte zu Hassreden, Populismus und ‚Fake News‘ in den sozialen
Medien 
Das Thema „Hassreden, Populismus und ‚Fake News‘ in den sozialen Medien“ steht
im Zentrum einer Plenardebatte am Mittwochnachmittag. Die Abgeordneten werden
erörtern, wie die EU besser auf solche Phänomene reagieren kann, um eine mögliche
Einflussnahme auf demokratische Abläufe, insbesondere auf Wahlen, zu verhindern. 
 
 
EU-US-Datenübermittlungen: Schutz vor Weitergabe
personenbezogener Daten 
Der EU-US-Datenschutzschild für Übermittlungen von Daten zu kommerziellen
Zwecken muss die EU-Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten achten, so
wie sie in der Grundrechtecharta und den neuen Datenschutzregeln festgehalten sind.
So steht es in einem Entschließungsentwurf zur ersten jährlichen Überprüfung des
Datenschutzrahmens, die für den Sommer erwartet wird. 
 
 
Zulassung von Kfz-Typen: Parlament stimmt über strengere
Kontrollen ab 
 
 
Um eine Wiederholung des Auto-Abgasskandals zu verhindern, will das Parlament die
EU-Typgenehmigungsvorschriften ändern. Mit dem Gesetzentwurf, der am Dienstag
zur Abstimmung steht, sollen technische Prüfdienste, die Umwelt- und Sicherheitstests
durchführen, unabhängiger werden und die Überwachung von Fahrzeugen, die sich
schon auf der Straße befinden, durch nationale Behörden und die EU verstärkt
werden. 
 
 
Ukraine: Endgültige Abstimmung über Befreiung von der
Visumpflicht  
Am Donnerstag stimmt das Parlament über die Visafreiheit für ukrainische
Staatsbürger ab. Nach Annahme durch das Parlament und den Ministerrat werden die
neuen Bestimmungen voraussichtlich im Sommer in Kraft treten.
 
 
Überarbeitung des langfristigen EU-Finanzrahmens: Mehr Flexibilität
für den Haushalt 
Am Mittwoch stimmen die Abgeordneten über die Halbzeitüberarbeitung des
mehrjährigen Finanzrahmens (MFR 2014-2020) ab. Damit werden 6 Milliarden Euro
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zusätzlich für dringende Herausforderungen bis 2020 in den Bereichen Migration,
Sicherheitspolitik oder Wachstum und Beschäftigung freigesetzt. Hauptsächlich
ermöglicht die Neuregelung, Gelder leichter zwischen Haushaltskapiteln und -jahren
umzuschichten. 
 
 
 
 
Weitere Tagesordnungspunkte 
Weitere Themen auf der Tagesordnung
 
 

 
http://www.europarl.europa.eu//news/de/agenda/briefing/2017-04-03

 

Kontakt 
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Brexit: Parlament legt Bedingungen für
Zustimmung zu Austrittsabkommen fest 
 
Die Fraktionen im Parlament werden am Mittwoch in einer
Debatte ihre Position für die Verhandlungen über den
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU erörtern,
kurz bevor diese beginnen. Anschließend werden sie über
eine entsprechende Entschließung abstimmen, die die
wichtigsten Anliegen und Ziele des Europäischen
Parlaments während der Austrittsverhandlungen festlegt. 
 
 
 
Gleiche Rechte für EU-Bürger, die im Vereinigten Königreich leben, und britische Staatsbürger,
die  in  der  EU  leben,  gehören  zu  den  Hauptzielen  des  Parlaments.  So  steht  es  im
Entschließungsentwurf.  Darin unterstreichen die Abgeordneten auch, dass das Vereinigte
Königreich bis  zum offiziellen Austritt  EU-Mitglied bleibt,  mit  allen Rechten und Pflichten,
einschließlich finanzieller Verpflichtungen, die über das Austrittsdatum hinausgehen können.
 
Die  Resolution  warnt  auch  davor,  sicherheitspolitische  Zusammenarbeit  und  die
Wirtschaftsbeziehungen zwischen Großbritannien und der EU gegeneinander auszuhandeln.
Zudem lehnen die Abgeordneten in dem Text branchenbezogene wirtschaftliche Beziehungen
ab.
 
Der Text kommt schließlich Großbritannien entgegen, indem die Abgeordneten anbieten, die
Verhandlungen  über  eine  Übergangsvereinbarung  könnten  schon  während  der  für  die
Austrittsverhandlungen in Artikel 50 EUV vorgesehenen Zweijahresfrist beginnen, jedoch nur
dann, wenn auf dem Weg zum Austrittsabkommen gute Fortschritte gemacht wurden. Eine
Übergangsvereinbarung dürfe nicht länger als drei Jahre währen, so der Text.
 
Eine Vereinbarung über die zukünftigen Beziehungen kann nur dann beschlossen werden,
wenn das Vereinigte Königreich aus der EU ausgetreten ist, steht weiter im Text.
 
Debatte:  Mittwoch, den 5. April
 
Abstimmung:  Mittwoch, den 5. April
 
Verfahren:  Nichtlegislative Entschließung
 
#BREXIT
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Weitere Informationen
Entschließungsentwurf (auf Englisch)
Video der Pressekonferenz des EP-Präsidenten Antonio Tajani und des Brexit-Koordinators
des Parlaments, Guy Verhofstadt (29.03.2017)
EP-Hintergrundinformationen: “Artikel 50: So verläuft das EU-Austrittsverfahren” (Infografik und
Video)
EP-Hintergrundinformationen: “UK withdrawal from the European Union - Legal and procedural
issues” (27.03.2017, auf Englisch)
Fotos, Videos, Audio
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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http://www.europarl.europa.eu/resources/library/media/20170329RES69090/20170329RES69090.pdf
http://audiovisual.europarl.europa.eu/Package.aspx?id=51362&asset=V&type=L
http://audiovisual.europarl.europa.eu/Package.aspx?id=51362&asset=V&type=L
http://www.europarl.europa.eu/news/de/news-room/20170324STO68408/artikel-50-so-verl%C3%A4uft-das-eu-austrittsverfahren
http://www.europarl.europa.eu/news/de/news-room/20170324STO68408/artikel-50-so-verl%C3%A4uft-das-eu-austrittsverfahren
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2017/599352/EPRS_IDA%282017%29599352_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2017/599352/EPRS_IDA%282017%29599352_EN.pdf
http://audiovisual.europarl.europa.eu/EU-united-kingdom
http://www.audiovisual.europarl.europa.eu/brexit-article-50


•
•
•

Deutscher Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier hält Rede vor dem Parlament
 
Der neugewählte deutsche Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier wird auf einer feierlichen Sitzung am
Dienstagmittag eine Rede vor dem Plenum halten. Am 12.
Februar 2017 wurde er zum 12. Bundespräsidenten der
Bundesrepublik Deutschland gewählt. Am 19. März trat er
sein Amt an. 
 
Frank-Walter  Steinmeier,  61,  wurde  1998  Staatssekretär  im  Bundeskanzleramt  und
Beauftragter für die Nachrichtendienste, ab 1999 zugleich auch Chef des Bundeskanzleramtes.
Das Amt des Bundesministers des Auswärtigen trat er 2005 an. Im Jahr 2007 wurde er auch
Vizekanzler. 2009 zog er in den Bundestag ein. Die SPD-Bundestagsfraktion wählte ihn zum
Vorsitzenden. Vier Jahre später übernahm er erneut das Außenamt und leitete es bis Januar
2017.
 
Frühere Reden deutscher Bundespräsidenten vor dem Europäischen Parlament:
 

Roman Herzog (10.10.1995), 
Johannes Rau (4.4.2001), and 
Horst Köhler (14.3.2006).
 

Rede: Dienstag, 4. April um 12:00 Uhr
 
Verfahren:  Feierliche Sitzung
 
Weitere Informationen
Webseite des Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutschland
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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http://www.bundespraesident.de/DE/Bundespraesident/Persoenliches/persoenliches-node.html
http://www.bundespraesident.de
http://www.audiovisual.europarl.europa.eu/eu-germany


Medizinische Implantate: Abstimmung über
schärfere Sicherheitsanforderungen 
 
Am Mittwoch stimmt das Parlament über verschärfte
Überwachungs- und Bescheinigungsverfahren ab, damit
medizinische Implantate wie beispielsweise Hüftersatz oder
Brustimplantate den Vorschriften vollständig entsprechen
und eine bessere Rückverfolgbarkeit gewährleistet wird.
Die Abgeordneten entscheiden ebenfalls über eine
Verschärfung der Informationspflicht und der ethischen
Anforderungen für Medizinprodukte, die bei Schwangeren
oder DNA-Untersuchungen verwendet werden.
 
 
 
Auf die beiden Gesetzentwürfe haben sich Parlament und Rat vorab geeinigt.
 
Die Marktüberwachung soll verstärkt werden, so dass unerwartete Probleme schneller erkannt
und behandelt werden. Im Skandal um Brustimplantate wussten viele Frauen nicht, ob sie
defekte Implantate erhalten hatten. Die geplanten Gesetze werden ein System zur eindeutigen
Produktidentifikation (Unique Device Identification, UDI) einführen, um sicherzustellen, dass es
stets möglich ist, festzustellen, welcher Patient welches Implantat hat.
 
Die Vereinbarung sieht auch Stichprobenkontrollen in den Produktionsstätten der Hersteller vor,
nachdem die medizinischen Geräte in den Verkehr gebracht worden sind, sowie strengere
Kontrollen  der  „benannten  Stellen“  (Konformitätsbewertungsstellen),  die  medizinisch
q u a l i f i z i e r t e  P e r s o n e n  b e s c h ä f t i g e n  m ü s s e n ,  u n d  e i n  z u s ä t z l i c h e s
Sicherheitsüberprüfungsverfahren für Medizinprodukte mit hohem Risiko, wie zum Beispiel
Implantate oder HIV-Tests.
 
Debatte:  Dienstag, den 4. April
 
Abstimmung:  Mittwoch, den 5. April
 
Verfahren:  Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
zweiter Lesung
 
#medicaldevices
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Weitere Informationen
Draft recommendation for second reading on in vitro diagnostic medical devices
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (15.06.2016)
Berichterstatter:Medizinische Geräte: Glenis Willmott (S&D, UK)
Berichterstatter: In-vitro-Diagnostika: Peter Liese (EVP, DE)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten: Medizinische Geräte
Merkblatt zu den Verfahrensschritten: In-vitro-Diagnostika
EP-Hintergrundinformationen: “Medical devices and in vitro diagnostic medical devices” (auf
Englisch)
Standpunkt des Rates: Medizinische Geräte
Standpunkt des Rates: In-vitro-Diagnostika
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-%2f%2fEP%2f%2fTEXT%2bREPORT%2bA8-2017-0069%2b0%2bDOC%2bXML%2bV0%2f%2fEN&language=FR
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20160613IPR32057/medical-devices-health-committee-meps-approve-stricter-eu-safety-requirements
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/35743/Dame_GLENIS_WILLMOTT_home.html
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/1927/PETER_LIESE_home.html
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2012/0266(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2012/0267(COD)
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)595881
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)595881
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10728-2016-REV-4/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10729-2016-REV-4/de/pdf
http://www.audiovisual.europarl.europa.eu/medical-devices


Abgasskandal: Abstimmung über Empfehlungen
des EMIS-Untersuchungsausschusses
 
Am Dienstag stehen die Empfehlungen an die EU-
Kommission und die Mitgliedsstaaten zur Verbesserung
der Kontrolle von Automobilherstellern und zur
Abschaffung von Gesetzeslücken zur Verhinderung
weiterer Betrugsfälle bei Emissionsprüfungen zur Debatte
und zur Abstimmung. Die entsprechende Resolution
beschäftigt sich auch mit der wirksamen Durchsetzung der
Gesetze zum Schutz der Luftqualität.
 
 
Im Februar hat der Untersuchungsausschuss für die Emissionsmessung im Automobilsektor
(EMIS) nach einem Jahr seine Arbeit mit einem Abschlussbericht und den nun zur Abstimmung
stehenden Empfehlungen abgeschlossen. Die Mitglieder kamen zu dem Schluss, dass EU-
Kommission und Mitgliedstaaten es versäumt haben, die Luftqualität und öffentliche Gesundheit
angemessen zu schützen, obwohl sie bereits vor einem Jahrzehnt Kenntnisse davon hatten,
dass  die  NOx-Emissionen  von  Dieselfahrzeugen  in  Labortests  sich  deutlich  von  jenen
unterschieden,  die  unter  Realbedingungen  auf  der  Straße  gemessen  wurden.
 
Im Entwurf für die Empfehlungen fordern die Abgeordneten, dass die EU-Vorschriften in diesem
Bereich klarer gestaltet, verschärft und besser durchgesetzt werden. Entsprechende Gesetze,
die unrealistische Labormessungen mit "echten Tests unter realen Fahrbedingungen" ersetzen,
sollten schnell verabschiedet werden, einschließlich einer zusätzlichen EU-Aufsicht über die
"Typgenehmigung" und das Marktüberwachungssystem für Kraftfahrzeuge.
 
Debatte: Dienstag, den 4. April
 
Abstimmung: Dienstag, den 4. April
 
 
Verfahren: Nichtlegislative Entschließung 
 
Pressekonferenz: Dienstag, den 4. April um 15:00 Uhr
 
#caremissions
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Weitere Informationen
Entwurf einer Empfehlung des Europäischen Parlaments an den Rat und die Kommission im
Anschluss an die Untersuchung zu Emissionsmessungen in der Automobilindustrie
Abschlussbericht über die Untersuchung der Emissionsmessungen in der Automobilindustrie
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (28.02.2017, auf Englisch)
Berichterstatter Jens GIESEKE (EVP, DE)
Berichterstatter Gerben-Jan GERBRANDY (ALDE, NL)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen: “Legal obligations relating to emission measurements in EU
automotive sector” (Juni 2016, auf Englisch)
EP-Hintergrundinformationen: “At a glance - Vehicle emission tests: beyond the VW case”
(Oktober 2015, auf Englisch)
Audiovisuelles Material für Medienschaffende

Plenartagung

DE Pressedienst, Generaldirektion Kommunikation
Europäisches Parlament - Sprecher: Jaume DUCH GUILLOT
Press switchboard number (32-2) 28 33000

11 I 22

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+MOTION+B8-2017-0177+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+MOTION+B8-2017-0177+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+REPORT+A8-2017-0049+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20170228IPR64254/car-emissions-meps-adopt-inquiry-conclusions-and-call-for-improving-the-system
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/124807/JENS_GIESEKE_home.html
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/96940/GERBEN-JAN_GERBRANDY_home.html
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2016/2908(RSP)
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/578996/IPOL_STU%282016%29578996_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/578996/IPOL_STU%282016%29578996_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2015)568355
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2015)568355
http://www.audiovisual.europarl.europa.eu/emission-measurements


Abstimmung über Roaming-Großhandelspreise:
Letzte Hürde vor Abschaffung der Roaming-
Gebühren
 
Am Donnerstag stimmen die Abgeordneten über eine
Vereinbarung zwischen Parlament und Rat ab, mit der die
Obergrenzen für Kosten festgelegt werden, die
europäische Telekom-Unternehmen sich für die
Auslandsnutzung ihrer Kunden gegenseitig in Rechnung
stellen können. Die Plenardebatte dazu findet am
Mittwochabend statt.
 
 
 
Die Festlegung der Höchstbeträge für Großkundenentgelte sind ein notwendiger Schritt, damit
Reisende ab 15. Juni ohne Zusatzkosten im EU-Ausland mobil telefonieren und im Internet
surfen können. Dann haben die Mobilfunkkunden die Möglichkeit, Datenvolumen zu übertragen,
wenn sie sich im EU-Ausland aufhalten, und dies zu nutzen, als ob sie zuhause wären, ohne
zusätzliche Gebühren entrichten zu müssen.
 
Debatte:  Mittwoch, den 5. April
 
Abstimmung:  Donnerstag, den 6. April
 
Verfahren:  Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
erster Lesung
 
#roaming
 
 
 
Weitere Informationen
Berichtsentwurf in Bezug auf Vorschriften für Roamingvorleistungsmärkte
Pressemitteilung zur Vereinbarung mit dem Rat (01.02.2017, auf Englisch)
Berichterstatterin Miapetra Kumpula-Natri (S&D, FI)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen: “Wholesale roaming regulation: A precondition for 'roam like at
home'“ (auf Englisch)
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+REPORT+A8-2016-0372+0+DOC+XML+V0//DE
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Abgeordnete wollen Verzicht auf Palmöl in
Biodiesel ab 2020 fordern
 
Die EU sollte härter gegen schädliche
Umweltauswirkungen der nicht nachhaltigen
Palmölproduktion vorgehen, wie z.B. die Abholzung
wertvoller Urwälder und den Verlust von Lebensräumen für
Pflanzen und Tiere vor allem in Südostasien, fordern die
Abgeordneten in einer Entschließung, die am Dienstag zur
Abstimmung steht. Ab 2020 soll in der EU verkaufter
Biokraftstoff keine Pflanzenöle mehr enthalten, deren
Herstellung Waldschädigung verursacht, so die Resolution.
 
 
 
Ebenfalls solle eine einheitliche Zertifizierungsregelung für in die EU eingeführtes Palmöl
eingeführt  werden.
 
Die Abgeordneten stellen mit Besorgnis fest, dass 46% des gesamten von der EU eingeführten
Palmöls zur Herstellung von Biodiesel verwendet wird, was mit der Nutzung einer Fläche von
etwa  einer  Million  Hektar  in  den  Tropen  einhergeht.  Sie  fordern  die  Kommission  auf,
Maßnahmen für den schrittweisen Ausstieg – vorzugsweise bis 2020 – aus landwirtschaftlich
gewonnenen Biokraftstoffen zu treffen,  wie  Biodiesel  aus Palmöl,  die  eine Triebfeder  für
Entwaldung sind.
 
Hintergrundinformationen 
 
 
 
Im Entschließungsentwurf weisen die Abgeordneten auf „besorgniserregende Berichte“ hin, laut
denen  bei  einem  großen  Teil  der  weltweiten  Palmölproduktion  die  grundlegenden
Menschenrechte verletzt und angemessene Sozialstandards nicht eingehalten werden. Es
komme dabei häufig Kinderarbeit zum Einsatz, und es gebe zahlreiche Landkonflikte zwischen
örtlichen und indigenen Gemeinschaften und Inhabern von Palmölkonzessionen.
 
Debatte:  Montag, den 3. April
 
Abstimmung:  Dienstag, den 4. April
 
Verfahren:  Nichtlegislative Entschließung
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#Palmoil #deforestation
 
Weitere Informationen
Entschließungsentwurf
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (09.03.2017)
Berichterstatterin Kateřina Konečná (GUE/NGL, CZ)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen: “Research: the impact of biofuels on transport and the
environment, and their connection with agricultural development in European Parliament” (auf
Englisch)
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Debatte zu Hassreden, Populismus und ‚Fake
News‘ in den sozialen Medien
 
Das Thema „Hassreden, Populismus und ‚Fake News‘ in
den sozialen Medien“ steht im Zentrum einer Plenardebatte
am Mittwochnachmittag. Die Abgeordneten werden
erörtern, wie die EU besser auf solche Phänomene
reagieren kann, um eine mögliche Einflussnahme auf
demokratische Abläufe, insbesondere auf Wahlen, zu
verhindern. 
 
Im  November  2016  hat  das  Parlament  eine  Entschließung  zum  Thema  „Strategische
Kommunikation der EU, um gegen sie gerichteter Propaganda von Dritten entgegenzuwirken“
angenommen.
 
 
 
Aussprachen über ein aktuelles Thema
 
 
 
Laut Artikel 153a der neuenGeschäftsordnung des Europäischen Parlaments werden bei jeder
Tagung im Entwurf der Tagesordnung ein oder zwei Zeiträume von mindestens je 60 Minuten
für Aussprachen über ein aktuelles Thema, das für die Politik der Europäischen Union von
großem Interesse ist, vorgesehen.Jede Fraktion hat das Recht, für mindestens eine solche
Aussprache  pro  Jahr  ein  aktuelles  Thema ihrer  Wahl  vorzuschlagen.  Die  Konferenz  der
Präsidenten stellt über einen gleitenden Zeitraum von einem Jahr sicher, dass die Ausübung
dieses Rechts zwischen den Fraktionen gerecht verteilt ist.
 
Debatte: Mittwoch, den 5. April
 
Verfahren: Aussprache über ein aktuelles Thema
 
#fakenews
 
Weitere Informationen
Pressemitteilung „Parlament warnt vor Anti-EU-Propaganda aus Russland und von Islamisten“
(23.11.2016)
EP-Hintergrundinformationen: “EU strategic communications with a view to counteracting
propaganda” (auf Englisch)
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EU-US-Datenübermittlungen: Schutz vor
Weitergabe personenbezogener Daten
 
Der EU-US-Datenschutzschild für Übermittlungen von
Daten zu kommerziellen Zwecken muss die EU-
Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten achten,
so wie sie in der Grundrechtecharta und den neuen
Datenschutzregeln festgehalten sind. So steht es in einem
Entschließungsentwurf zur ersten jährlichen Überprüfung
des Datenschutzrahmens, die für den Sommer erwartet
wird. 
 
 
Bedenken bleiben unter anderem über die massenhafte Erhebung von Daten für Zwecke der
nationalen Sicherheit, über die Frage des Zugangs zu Rechtsmitteln für EU-Bürger und die
Unabhängigkeit des US-Bürgerbeauftragten bestehen, so die Abgeordneten.
 
Sie sind auch von den jüngsten Enthüllungen über Überwachungsaktivitäten durch einen US-
amerikanischen  Erbringer  elektronischer  Dienstleistungen  beunruhigt,  sowie  von  neuen
Vorschriften, die es der National Security Agency der USA ermöglichen, große Mengen ohne
eine Ermächtigung, eine richterliche Anordnung oder eine Genehmigung des Kongresses
erhobener privater Daten an andere Stellen – darunter auch das FBI – weiterzugeben.
 
Debatte:  Mittwoch, den 5. April
 
Abstimmung:  Donnerstag, den 6. April
 
Verfahren:  Nichtlegislative Entschließung
 
#PrivacyShield #DataProtection
 
Weitere Informationen
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (23.03.2017, auf Englisch)
Berichterstatter Claude Moraes (S&D, UK)
EP-Hintergrundinformationen: “From Safe Harbour to Privacy Shield: Advances and
shortcomings of the new EU-US data transfer rules” (19.01.2017, auf Englisch)
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Zulassung von Kfz-Typen: Parlament stimmt
über strengere Kontrollen ab
 
 
 
Um eine Wiederholung des Auto-Abgasskandals zu
verhindern, will das Parlament die EU-
Typgenehmigungsvorschriften ändern. Mit dem
Gesetzentwurf, der am Dienstag zur Abstimmung steht,
sollen technische Prüfdienste, die Umwelt- und
Sicherheitstests durchführen, unabhängiger werden und
die Überwachung von Fahrzeugen, die sich schon auf der
Straße befinden, durch nationale Behörden und die EU
verstärkt werden. 
 
 
Die Mitglieder des Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz schlagen Änderungen
des Vorschlags der EU-Kommission vor,  um eine bessere Beaufsichtigung der Arbeit  von
Prüfdiensten und nationalen Behörden zu gewährleisten, die Fahrzeuge zum Verkauf zulassen.
Ebenfalls soll  die Überwachung von Fahrzeugen, die sich schon auf der Straße befinden,
verstärkt werden und die EU-Kommission ein unabhängiges Aufsichtsrecht erhalten, um zu
prüfen, ob die nationalen Behörden ihre Arbeit ordnungsgemäß durchführen. In einigen Fällen
soll die Kommission Autos auch selber testen dürfen.
 
Nach den neuen Vorschriften sollen die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet werden, jedes Jahr
mindestens 20% der Fahrzeuge zu testen, die im vorangegangenen Jahr verkauft wurden. Die
Mitglieder sollen sich ihre „nationalen Marktüberwachungsprogramme“ von der EU-Kommission
genehmigen lassen müssen, die sie auch regelmäßig überprüfen würde.
 
Autohersteller, die gegen die Vorschriften verstoßen, etwa weil sie Testergebnisse manipuliert
haben, sollen mit Bußgeldern bis zu 30.000 Euro pro Fahrzeug belegt werden können. Diese
Strafen könnten von der Kommission verhängt werden, wenn dies nicht auf nationaler Ebene
geschieht.
 
Die Abstimmung soll dem Verhandlungsteam des Parlaments, angeführt vom Berichterstatter
Daniel Dalton (EKR, UK), ein Mandat für die Verhandlungen mit Rat und Kommission erteilen.
Der Rat muss seinen Gemeinsamen Standpunkt noch festlegen, bevor die Verhandlungen
starten können.
 
Hintergrundinformationen 
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„Typgenehmigung“ ist das Verfahren, nach dem ein Mitgliedstaat bescheinigt, dass ein neues
Fahrzeugmodell den EU-Sicherheits-, Umwelt- und Produktionsanforderungen entspricht, bevor
es in Verkehr gebracht werden kann. 
 
 
 
Debatte: Dienstag, den 4. April 
 
Abstimmung:  Dienstag, den 4. April
 
Verfahren:  Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), erste Lesung
 
#CleanerCars
 
Weitere Informationen
Berichtsentwurf über die Genehmigung und die Marktüberwachung von Kraftfahrzeugen
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (09.02.2017, auf Englisch)
Berichterstatter Daniel Dalton (EKR, UK)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen: “Motor vehicles - New approval and market surveillance rules”
(auf Englisch)
Hintergrundinformationen der EU-Kommission: “EU legislation on passenger car type approval
and emissions standards” (auf Englisch)
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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Ukraine: Endgültige Abstimmung über Befreiung
von der Visumpflicht 
 
Am Donnerstag stimmt das Parlament über die Visafreiheit
für ukrainische Staatsbürger ab. Nach Annahme durch das
Parlament und den Ministerrat werden die neuen
Bestimmungen voraussichtlich im Sommer in Kraft treten.
 
 
Ukrainische  Staatsbürger  mit  biometr ischen  Reisepässen  benötigen  dann  für
Kurzzeitaufenthalte in der EU kein Visum mehr. Die Befreiung von der Visumpflicht gilt nur für
Kurzaufenthalte  wie  zum  Beispiel  Geschäftsreisen,  touristische  Aufenthalte  oder
Familienbesuche  von  bis  zu  90  Tagen  innerhalb  eines  Zeitraums  von  180  Tagen.
 
Bevor  ukrainische  Staatsbürger  von  der  Visumpflicht  befreit  wurden,  hat  die  die  EU die
Verfahren zur Visafreiheit verschärft, um die Visumpflicht in Ausnahmefällen leichter wieder
einführen zu können.
 
Debatte: Mittwoch, den 5. April
 
Abstimmung: Donnerstag, den 6. April
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
erster Lesung
 
#Ukraine #visa
 
Weitere Informationen
Berichtsentwurf zur Aufhebung der Visumpflicht (Ukraine)
Pressemitteilung: “MEPs and Council negotiators agree to waive EU visa requirement for
Ukrainians” (28.02.2017, auf Englisch)
Pressemitteilung: „Aussetzung der Visafreiheit: Parlament billigt ‚Notbremse‘-Regelung“
(15.12.2016)
Berichterstatter Mariya Gabriel (EVP, BG)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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Überarbeitung des langfristigen EU-
Finanzrahmens: Mehr Flexibilität für den
Haushalt
 
Am Mittwoch stimmen die Abgeordneten über die
Halbzeitüberarbeitung des mehrjährigen Finanzrahmens
(MFR 2014-2020) ab. Damit werden 6 Milliarden Euro
zusätzlich für dringende Herausforderungen bis 2020 in
den Bereichen Migration, Sicherheitspolitik oder Wachstum
und Beschäftigung freigesetzt. Hauptsächlich ermöglicht
die Neuregelung, Gelder leichter zwischen
Haushaltskapiteln und -jahren umzuschichten. 
 
Das  Parlament  hat  sich  angesichts  unvorhergesehener  Krisen  seit  langem  für  mehr
Haushaltsflexibilität  eingesetzt.  Diese erste Überarbeitung eines MFR ändert die geltende
Verordnung  über  den  MFR  2014-2020  aus  dem  Jahr  2013  ab  und  stärkt  deren
Flexibilitätsbestimmungen und speziellen Instrumente. Die zusätzlichen 6 Milliarden Euro, die
im Zuge dieser Überarbeitung bereitgestellt werden, sind für Maßnahmen in den Bereichen
Wachstum und Beschäftigung sowie Bewältigung der Migrationskrise reserviert.
 
Debatte: Dienstag, den 4. April
 
Abstimmung:  Mittwoch, den 5. April
 
 
 
Verfahren:  Zustimmungsverfahren 
 
Pressekonferenz: Mittwoch, den 5. April um 14:30 Uhr mit den Berichterstattern
 
#MFF #EUBudget
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Weitere Informationen
Entwurf einer Empfehlung zur Änderung der Verordnung zur Festlegung des mehrjährigen
Finanzrahmens für die Jahre 2014–2020
EP-Hintergrundinformationen: "Mid-term revision of the 2014-2020 Multiannual Financial
Framework" (auf Englisch)
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (27.03.2017, auf Englisch)
Berichterstatter Jan Olbrycht (EVP, PL)
Berichterstatterin Isabelle Thomas (S&D, FR)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Hintergrundinformationen: Briefing “2014-2020 Multiannual Financial Framework (MFF) -
Mid-term revision” (auf Englisch)
Pressemitteilung des Rates: „EU-Haushaltsrahmen 2014-2020 - Rat kommt überein, mehr
Gewicht auf neue Prioritäten zu legen“ (07.03.2017)
Entschließung des Europäischen Parlaments vom 26. Oktober 2016 zur Halbzeitüberarbeitung
des MFR 2014–2020
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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Weitere Tagesordnungspunkte
 
Weitere Themen auf der Tagesordnung
 
 
 
- Zweite Überprüfung des wirtschaftlichen Anpassungsprogramms für Griechenland, Stand der
Dinge, Erklärung von Eurogruppen-Chef Dijsselbloem, Debatte Dienstag
 
- Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum
Handel zu veröffentlichen ist - Bericht: Petr Ježek, Debatte Dienstag, Abstimmung Mittwoch
 
- Geldmarktfonds - Bericht: Neena Gill, Debatte Dienstag, Abstimmung Mittwoch
 
- Bewältigung von Flüchtlings- und Migrantenströmen: Die Rolle des auswärtigen Handelns der
EU - Bericht: Elena Valenciano, Agustín Díaz de Mera García Consuegra, Debatte Dienstag,
Abstimmung Mittwoch
 
-  Europäisches Solidaritätskorps, Anfrage zur mündlichen Beantwortung, Debatte Montag,
Abstimmung über Entschließung Donnerstag
 
-  Betrügerische  Praktiken  im  brasilianischen  Fleischsektor,  Anfrage  zur  mündlichen
Beantwortung,  Debatte  Montag
 
- EU-Solidaritätsfonds, Unterstützung für Großbritannien, Zypern, Portugal – Bericht: José
Manuel Fernandes, Abstimmung Mittwoch
 
- Internationaler Roma-Tag - Anfragen zur mündlichen Beantwortung, Debatte Donnerstag
 
- Automatisierter Austausch von Fahrzeugregisterdaten – Berichte: Filiz Hyusmenova, Maria
Grapini, Abstimmung Mittwoch
 
-  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Schengen-Besitzstands  in  Bezug  auf  das
Informationssystem  in  Kroatien  -  Bericht:  Nuno  Melo,  Abstimmung  Mittwoch
 
- Menschenhandel, Anfrage zur mündlichen Beantwortung, Debatte Montag
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